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1. T ransition  und d em ok ratisch e V erfassung
Der erfolgreiche Übergang vom autoritären Regime zur repräsentativen Demokratie 
in den Jahren 1975-1979 (für den sich bereits im Prozessverlauf der Begriff transi­
ción etablierte) galt in der Politikwissenschaft zunächst als Musterfall evolutionärer 
Regimetransformation. Erst mit Zunahme der Vergleichsfälle in Lateinamerika und 
später in Mittel- und Osteuropa zeigte sich deutlicher, dass es sich bei Spanien auf­
grund der spezifischen Ausgangsbedingungen, der besonderen Interaktionsdynamik 
der beteiligten Akteure sowie des günstigen internationalen Kontextes eigentlich um 
einen abweichenden Fall der “dritten Demokratisierungswelle” (Huntington 1991) 
handelte.1 Zu den historischen Voraussetzungen gehörten der beschleunigte wirt­
schaftliche und soziale Wandel Spaniens während der 60er und 70er Jahre, der das 
franquistische Regime schleichend delegitimiert hatte (Waldmann / Bemecker / 
López-Casero 1984), sowie die seit Anfang der 60er Jahre erfolgte Pluralisierung 
der Regime-Eliten. Im Zuge dieses Prozesses war eine modemitätsorientierte Grup­
pe professioneller Technokraten entstanden, die durch Pragmatismus und relative 
Ideologiefeme gekennzeichnet war (von Beyme 1971). Parallel hierzu begann sich 
eine Modernisierung der demokratischen Opposition abzuzeichnen, indem neben 
die ehrwürdigen Exilorganisationen durch jüngere Nachwuchspolitiker geführte 
Strukturen im Inland traten. Der Regimewandel nach dem Tod Francos 1975 wurde 
auf dem Weg der Reform vorgenommen, wobei in rascher Folge die zentralen 
Machtinstrumente des autoritären Regimes demontiert oder transformiert und durch 
demokratische Institutionen und Verfahren ersetzt wurden. Die sukzessive Vorge­
hensweise ist dabei freilich nicht gleichzusetzen mit gradueller oder inkrementalis- 
tischer Reform. Vielmehr kamen die einzelnen Reformschritte jeweils einem Bruch 
mit dem autoritären Regime gleich, der gegen den Widerstand beharrender Kräfte 
im franquistischen Machtapparat und im Militär durchgesetzt wurde (Nohlen / Hil­
denbrand 1992a: 277). Grundlage dieses zügigen Umbaus war ein Kompromiss zwi­
schen den Reformkräften im Staatsapparat und in der demokratischen Opposition.
Der vom Nachfolger des verstorbenen Staatschefs Franco, König Juan Carlos, 
im Juli 1976 zum Regierungschef ernannte Adolfo Suárez erreichte, dass die Füh-
1 Vgl. dazu von Beyme / Nohlen 1995; O’Donnell / Schmitter / Whitehead 1986.
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rung der Einheitspartei Movimiento (deren Vorsitzender Suárez gewesen war) und 
die ffanquistischen Cortes (das nach autoritären Kriterien zusammengesetzte Pseu­
do-Parlament) im November 1976 dem “Gesetz zur politischen Reform” zustimm­
ten. Dieses Gesetz proklamierte die Volkssouveränität, sah kompetitive Parlaments­
wahlen nach einem System der Verhältniswahl vor und führte die Möglichkeit von 
Verfassungsreformen durch Mehrheitsentscheidung der Cortes sowie Ratifizierung 
per Referendum ein. Taktisch motiviert, schwieg sich der Gesetzestext über den 
angestrebten verfassunggebenden Charakter des zu wählenden Parlaments aus und 
enthielt zudem keine Aufhebungsklausel (Arias-Salgado 1988a: 319). Somit holte 
Suárez die formelle regimeinteme Zustimmung zu seiner Reformstrategie ein, um 
die weitere Entwicklung abzusichern. Durch das Referendum im Dezember 1976, in 
dem die Bevölkerung mit einer Mehrheit von 94% bei einer Wahlbeteiligung von 
79% dem Gesetz zustimmte, obwohl die demokratische Opposition zur Stimment­
haltung aufgefordert hatte, erhielt diese Strategie auch die demokratische Legiti­
mierung. ln der Folge wurden direkte Verhandlungen zwischen Regierung und 
demokratischer Opposition aufgenommen.
In einer dynamischen Interaktion wurden in der ersten Jahreshälfte 1977 die 
Grundzüge der neuen spanischen Demokratie vereinbart. Einer der wichtigsten 
Schritte dieser Phase war die Legalisierung der Kommunistischen Partei (Partido 
Comunista de España, PCE) im April 1977 unter der Bedingung, dass diese Institu­
tion und Symbole der Monarchie anerkannte (Arias-Salgado 1988a: 319). Auch die 
konservativen Kräfte, z.B. in der katholischen Kirche oder im Finanzsektor, zeigten 
letztlich Einsicht in die Unvermeidlichkeit der Reformen (González Encinar 1984: 
878). Destabilisierungmomente stellten zum einen der Terror der baskischen Sepa­
ratistenorganisation ETA, zum anderen die kaum verhüllten Drohungen aus Kreisen 
des Militärs dar. Letztere kulminierten in dem gescheiterten Putschversuch vom 
Februar 1981, mit dem ein konservatives monarchisches Regime installiert werden 
sollte. Der Fehlschlag dieses Staatsstreichs festigte letztlich die junge Demokratie, 
indem sie ihren Gegnern die Aussichtslosigkeit ihres Unterfangens vor Augen führ­
te und als Reaktion seitens der im Jahr danach gewählten sozialistischen Regierung 
unter Felipe González Umstrukturierungen und personelle Erneuerung im Staatsap­
parat sowie im Militär beschleunigte.
Unmittelbar nach der Konstituierung der ersten frei gewählten Cortes 1977 
begann die Ausarbeitung einer neuen Verfassung. Nachdem der Versuch der von 
Adolfo Suárez geführten Minderheitsregierung, sich die Federführung im Prozess 
der Verfassunggebung vorzubehalten, rasch gescheitert war, wurde ein Verfassungs­
ausschuss gebildet, in dem alle Parlamentsfraktionen vertreten waren. In einem kon­
sensorientierten, diskursiven Prozess kristallisierte sich ein Textentwurf heraus,
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wobei die regierende Zentrumsunion (Unión de Centro Democrático, UCD) von 
Suárez wechselnde Bündnisse mit anderen Fraktionen einging. Die Aushandlungs­
prozesse konzentrierten sich auf die Fraktionsspitzen, so dass die abschließende 
Redaktion einzelner Textpassagen nicht selten in Geheimsitzungen in Hinterzim- 
mem und Cafés zustande kam (Arias-Salgado 1988a: 320).
Parallel hierzu fanden in der gesamten Gesellschaft Prozesse politischer Selbst­
organisation und eine pluralistische Artikulierung politischer Forderungen statt. Die 
stärkste Aufmerksamkeit erhielten dabei die vielfältigen gewerkschaftlichen Akti­
vitäten, die Formulierung frauenspezifischer und Minderheiten-Forderungen sowie 
in besonderem Maße die Manifestierung regionaler Eigenständigkeit. Die Verfas­
sunggeber suchten diesen Entwicklungen gerecht zu werden und ihre eigenen kon­
troversen Positionen in einem Minimalkonsens Zusammenzufuhren. Der Verfas­
sungsentwurf wurde schließlich von beiden Kammern einzeln und dann noch ein­
mal in gemeinsamer Sitzung angenommen sowie in einem Referendum am 6. 
Dezember 1978 mit einer Mehrheit von 87,8% bestätigt. Allein die baskischen 
Nationalisten hatten sich der Stimme im Parlament enthalten, und eine Minderheit 
rechtsgerichteter Abgeordneter hatte den Text abgelehnt. Im Baskenland kam es 
nach einem entsprechenden Aufruf der baskischen Nationalisten auch zu einer 
geringeren Beteiligung am Referendum (48,9%) und zu einer geringeren Zustim­
mung (76,5%). Nach der Unterzeichnung durch den König trat die neue Verfassung 
am 29. Dezember 1978 in Kraft.
Sie stellt im Kontext der spanischen Verfassungsgeschichte eine bedeutsame 
Innovation dar. Erstmals sind alle verfassungsmäßig garantierten Rechte einklagbar, 
und die Verfassung besitzt verbindlichen Charakter für alle Inhaber staatlicher 
Gewalt. Die Betonung der Prinzipien und Werte, die dem Verfassungstext zugrunde 
liegen, und die konsequente richterliche Kontrolle über jedes staatliche Handeln las­
sen den Einfluss des Bonner Grundgesetzes erkennen. In Art. 1, Abs. 1 wird der spa­
nische Staat als “sozialer und demokratischer Rechtsstaat” definiert. In Abs. 3 des­
selben Artikels wird die politische Form dieses Staates als “parlamentarische Monar­
chie” bezeichnet. Damit gilt der Primat des Parlaments, dessen Legitimität sich aus 
der Volkssouveränität ableitet. Anders gesagt: Die Regierung des Landes ist dem aus 
freien, gleichen, geheimen und direkten Wahlen hervorgegangenen Parlament ver­
antwortlich, nicht dem Monarchen. Somit lässt sich Spanien seit der Transition erst­
mals in der Geschichte im vollen Sinne des Begriffs als parlamentarische Demokra­
tie bezeichnen (Nohlen 1988: 371).
Der Konsenscharakter der Verfassung, eine der Voraussetzungen für die bislang 
hohe Zustimmung in der Bevölkerung, hat eine gewisse Offenheit und Unbestimmt­
heit in einzelnen Bereichen zur Folge. Dies gilt beispielsweise für die Frage, ob sich
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Spanien als Nationalstaat oder multiethnischer Staat versteht, und für die Wirt­
schaftsverfassung. So heißt es in Art. 2, dass die Einheit der spanischen “Nation” 
unauflöslich ist; zugleich wird das Recht der verschiedenen “Nationalitäten” auf 
Autonomie (allerdings nicht auf Eigenständigkeit) anerkannt, ln Art. 38 wird zwar 
die Marktwirtschaft als Wirtschaftsform festgeschrieben, zugleich aber den Erfor­
dernissen der Gesamtwirtschaft und “gegebenenfalls der Planung” untergeordnet. 
Die Garantie der Religionsfreiheit bei gleichzeitiger hervorgehobener Erwähnung 
der katholischen Kirche versucht den Gegensatz zwischen Klerikalismus und Anti­
klerikalismus zu überbrücken. Diese einst tiefgehende historische Konfliktlinie ent­
schärfte sich seit der Transition im Zuge einer beschleunigten, nachholenden Säku­
larisierung der Gesellschaft erheblich.2
Eine Reverenz an die historische Rolle des Militärs als poder fáctico  (faktische 
Macht) stellt Art. 8 dar. In diesem sind als Aufgaben der Streitkräfte die Aufrechter­
haltung der Unabhängigkeit und Souveränität Spaniens sowie seiner territorialen 
Integrität (was angesichts separatistischer Bestrebungen von Brisanz ist) und die 
Verteidigung der verfassungsmäßigen Ordnung aufgezählt. Auch diese Rolle ist mit 
dem NATO-Beitritt Spaniens, der Beteiligung an humanitären Interventionen der 
UN sowie der Abschaffung der Wehrpflicht 1998 einem erheblichen Wandel unter­
worfen worden. Insgesamt kommt der Kompromisscharakter der Verfassung darin 
zum Ausdruck, dass es dem Gesetzgeber überlassen wurde, mittels Verfassungsge­
setzen Detailregelungen zu treffen. In einer Reihe strittiger Fragen, insbesondere 
was die Territorialordnung betrifft, wurden die Entscheidungen somit zunächst ver­
tagt, um ihre den fragilen Prozess der Transition bedrohende Sprengkraft allmählich 
zu entschärfen bzw. um die Kontroversen zu einem späteren, günstigeren Zeitpunkt 
auszutragen.
2. R eg ieru n gssystem
Parlament
Das spanische Parlament, die Cortes Generales, besteht aus zwei Kammern: dem 
Abgeordnetenhaus (Congreso de los Diputados) und dem Senat (Senado). Die 
Legislaturperiode beider Kammern beträgt vier Jahre. Die Abhängigkeit der Regie­
rung vom Parlament -  im Sinne von Einsetzung per Wahl, Bestätigung per Vertrau­
ensvotum oder Absetzung per Misstrauensvotum -  besteht allein dem Abgeordne­
tenhaus gegenüber. Auch hinsichtlich der legislativen Funktionen besitzt die Abge­
ordnetenkammer Vorrang. Im Falle einer Uneinigkeit der beiden Kammern, bei­
2 Vgl. hierzu den Beitrag von Carlos Collado Seidel in diesem Band.
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spielsweise hinsichtlich der Ratifizierung eines internationalen Vertrages oder bei 
Fragen des interregionalen Finanzausgleichs, wird ein proportional besetzter Ver­
mittlungsausschuss eingeschaltet. Gemäß der Verfassung umfasst der Congreso 
mindestens 300, höchstens aber 400 Abgeordnete; die Wahlnormen legten bis heute 
eine Zahl von 350 Abgeordneten fest. Wie in modernen europäischen Parlamenten 
üblich, findet die eigentliche Arbeit des Flauses nicht im Plenum statt, sondern in 
den Ausschüssen. Die Einteilung der Parlamentsausschüsse folgt dabei den Sachge­
bieten der Verwaltung, wurde also nicht den Ressorts der Ministerien entsprechend 
vorgenommen, um eine gewisse Unabhängigkeit gegenüber Regierungsumstruktu­
rierungen zu gewährleisten. Die Ausschusssitzungen sind im Regelfall nicht öffent­
lich, akkreditierte Vertreter der Medien haben allerdings Zugang. Eine Besonderheit 
stellt die Möglichkeit endgültiger Beschlussfassung in einigen Ausschüssen dar, 
wenn das Plenum hierfür eine ausdrückliche Ermächtigung ausgesprochen hat.
Der Präsident des Abgeordnetenhauses verfügt über beachtliche Befugnisse. 
Neben der Leitung der Plenarsitzungen wacht er über die Einhaltung der Geschäfts­
ordnung (Reglamento del Congreso de los Diputados, RCD), wobei ihm ein gewis­
ser Auslegungsspielraum in Grenzfallen zu Gebote steht. Er wird mit absoluter 
Mehrheit gewählt; kommt eine solche nicht zustande, entscheidet eine Stichwahl 
zwischen den beiden stimmenstärksten Kandidaten. Die Ämter der vier Vizepräsi­
denten und der vier Sekretäre, die gemeinsam die Mesa, das Präsidium des Hauses, 
bilden, werden in einem Wahlgang vergeben, wobei die Kandidaten mit den meisten 
Stimmen gewählt sind; auf diese Weise wird eine angemessene Beteiligung der par­
lamentarischen Minderheiten gewährleistet. Aufgaben der Mesa sind die Terminpla­
nung für Plenar- und Ausschusssitzungen und die Entscheidung über die Zulassung 
von Dokumenten und Beschlussvorlagen. Bei bestimmten Entscheidungen muss der 
Rat aller Fraktionsvorsitzenden eingeholt werden, welche die Junta de Portavoces 
bilden. Die Entscheidungen dieses Gremiums, das unter der Leitung des Präsidenten 
des Abgeordnetenhauses Zusammentritt, erfolgen nach dem Prinzip der gewichteten 
Stimme, so dass den Fraktionsstärken Rechnung getragen wird. Sie sind hinsichtlich 
der Festlegung der Tagesordnung verbindlich.
Insgesamt spielen die Fraktionen im spanischen Abgeordnetenhaus eine wichti­
ge Rolle, die sogar noch über diejenige der Fraktionen im Deutschen Bundestag hin­
ausgeht. Sie haben unter anderem Einfluss auf die Formulierung von Anträgen zur 
Geschäftsordnung (Antrag auf Sitzung unter Ausschluss der Öffentlichkeit, auf 
geheime Abstimmung etc.) und sind auch hinsichtlich der parlamentarischen Kon- 
trollmechanismen wie Anfragen und Interpellationen von Bedeutung. Für die Bil­
dung einer Fraktion ist ein Zusammenschluss von mindestens 15 Abgeordneten 
einer Partei erforderlich. Von dieser Bedingung kann abgewichen werden, wenn die
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betreffende Partei mindestens über fünf Sitze verfügt sowie in allen Wahlkreisen, in 
denen sie kandidiert hat, jeweils mindestens 15% der Stimmen erzielen konnte oder 
insgesamt, also im nationalen Maßstab, mindestens 5% der Stimmen erhalten hat. 
Mit dieser Regelung wird es den regionalen Parteien, wie etwa den baskischen 
Nationalisten, die nur in einigen wenigen Wahlkreisen kandidieren, sowie kleinen 
gesamtspanischen Parteien, wie z.B. der linken Izquierda Unida (IU), ermöglicht, 
den Fraktionsstatus zu erreichen. Diejenigen Abgeordneten, die zunächst keiner 
Fraktion angehören, können um Aufnahme bei einer der Fraktionen nachsuchen. 
Diesem Ersuchen wird erst nach der Zustimmung durch den jeweiligen Fraktions­
vorsitzenden stattgegeben. Die Abgeordneten, die innerhalb des vorgesehenen Zeit­
raums noch immer fraktionslos sind, werden in die gemischte Fraktion (grupo mix­
to) eingegliedert (Art. 25, Abs. 1 RCD). Dies entspricht der italienischen Regelung 
und unterscheidet sich vom französischen Parlament und vom Deutschen Bundes­
tag, die den Status des fraktionslosen Abgeordneten kennen. Nach der Parlaments­
wahl vom 9. März 2008 wird der Congreso nur noch über vier Fraktionen verfügen 
(in der vorangegangenen Legislaturperiode waren es neun), da eine Reihe kleinerer 
Parteien sich aufgrund ihrer Stimmenverluste auf die besagte Residualkategorie des 
grupo mixto verwiesen sieht.
Die Fraktionsführungen sind um eine strenge Einhaltung von Fraktionsdisziplin 
bemüht, wobei die internen Geschäftsordnungen der Fraktionen nicht veröffentlicht 
werden und nicht in den Entscheidungsbereich des Abgeordnetenhauses fallen.
Die Bedeutung der Mesa als Leitungsorgan zeigt sich auch hinsichtlich der Kon- 
trollfunktion des Parlaments gegenüber der Regierung. Diese nimmt das Abgeord­
netenhaus mittels des üblichen Instrumentariums der parlamentarischen Anfragen 
wahr, wobei sich -  wie in modernen parlamentarischen Demokratien üblich -  nicht 
Exekutive und Legislative gegenüberstehen, sondern Regierungsmehrheit und par­
lamentarische Opposition. Die im Interesse eines flüssigen Arbeitsablaufs ohnehin 
restriktiv gehaltene Regelung von großer und kleiner Anfrage (Procedere der 
Anmeldung, Kürze der Redebeiträge) wird von der Mesa in der Praxis zudem eher 
eng ausgelegt. Es liegt im Ermessen des Präsidenten der Kammer, die angemeldeten 
Anfragen als “dringlich” oder “weniger dringlich” einzustufen.
Das spanische Abgeordnetenhaus lässt sich somit als ein pragmatisch orientier­
tes Arbeitsparlament mit starkem Präsidium und starken Fraktionen bezeichnen. 
Einzelne Bestimmungen der Geschäftsordnung wirken sich der Tendenz nach 
zudem zugunsten der Regierungsmehrheit aus. So wird beispielsweise ein Untersu­
chungsausschuss nur eingerichtet, wenn ein entsprechender Antrag der Mesa, der 
Regierung, zweier Fraktionen oder eines Fünftels der Abgeordneten die mehrheitli­
che Zustimmung der Kammer findet. Die entsprechende Regelung des Deutschen
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Bundestages fordert nur ein Viertel der Abgeordneten. Somit kann im spanischen 
Fall die Regierungsmehrheit, die ja  daran in der Regel ein geringeres Interesse hat 
als die Opposition, die Einrichtung eines Untersuchungsausschusses verhindern.
Die zweite Kammer der Cortes, der Senado, ist der Verfassung nach die “Kam­
mer der territorialen Repräsentation”. Diese Funktion nimmt er bis heute jedoch 
insofern nur in eingeschränkter Weise wahr, als die Repräsentation hier zum Teil auf 
der Einteilung des Landes in Provinzen basiert und somit derjenigen Territorial­
struktur folgt, die vom franquistischen Einheitsstaat ererbt ist. Wie im Abgeordne­
tenhaus auch, bilden die Provinzen die Wahlkreise. Diese Regelung wurde bei der 
Verfassunggebung von den eher konservativen Kräften favorisiert. Allerdings wer­
den für jede Provinz vier Senatoren gewählt, während die Zahl der je  Provinz 
gewählten Abgeordneten entsprechend der jeweiligen Bevölkerungszahl variiert. Im 
Falle des Senats liegt also eine gewisse Gleichbehandlung der territorialen Einhei­
ten ungeachtet der Bevölkerungsverteilung vor und damit eine territorial verzerrte 
Abbildung des Wählerwillens.
Um zu verhindern, dass die ursprünglich zentralistische Provinzialstruktur zum 
dominanten oder gar alleinigen territorialen Repräsentationsprinzip wird, wurde den 
Regionen in Gestalt der Autonomen Gemeinschaften (dazu Näheres unten) eine Ver­
tretung im Senat zugestanden. Jede Autonome Gemeinschaft entsendet einen Sena­
tor sowie zusätzlich je  einen pro eine Million Einwohner, basierend auf den letzten 
Zensusdaten. Alle zehn Jahre erfolgt somit eine Anpassung und, damit verbunden, 
eine Veränderung der Gesamtzahl der Senatoren. Der Senat besteht in der 2008 
begonnenen Legislaturperiode aus 269 Mitgliedern, von denen 208 direkt in den 
Wahlkreisen (Provinzen) gewählt wurden. Die nicht direkt gewählten Senatoren 
werden von den Parlamenten (nicht den Regierungen) der Autonomen Gemein­
schaften ernannt, die eine adäquate proportionale Repräsentation zu gewährleisten 
haben.
Die Geschäftsordnung des Senats entspricht weitgehend derjenigen des Abgeord­
netenhauses, beispielsweise was die Rolle des Präsidiums betrifft. Auch in der zweiten 
Parlamentskammer sind die Fraktionen von entscheidender Bedeutung. Trotz der Bil­
dung “territorialer Gruppen” innerhalb derjenigen Fraktionen, die Vertreter aus min­
destens zwei Autonomen Gemeinschaften umfassen, behauptet sich bei Abstimmun­
gen das Fraktionsprinzip gegenüber dem Territorialprinzip. In der Regel wird eine 
konsequente Fraktionsdisziplin eingehalten. Die Wahrnehmung regionaler Interessen 
im Senat entspringt folglich nicht vornehmlich seinem Charakter als territorialer Kam­
mer, sondem ist in erster Stelle auf die Präsenz regionalistischer Parteien zurückzu- 
ftihren (die im Übrigen auch im Abgeordnetenhaus vertreten sind). Im Verlauf des 
Dezentralisierungs- bzw. Regionalisierungsprozesses (siehe unten) wurde ein Instru­
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ment der Kooperation und Koordination immer stärker vermisst. Reformvorschläge 
für den Senat zielen darauf ab, diesen zu einer effektiven Vertretung der Autonomen 
Gemeinschaften zu machen und sich auf diese Weise dem bundesstaatlichen Prinzip 
anzunähem, was allerdings Verfassungsänderungen erfordern würde. Derartige Ände­
rungen fasste man zu Beginn der Legislaturperiode 2004 ins Auge; sie kamen dann 
aber durch das angespannte Verhältnis zwischen den beiden großen Parteien nicht 
zustande, so dass sie nach den Wahlen vom März 2008 erneut auf die Agenda gesetzt 
wurden. Ein solcherart reformierter Senat könnte als ex-mRe-Clearingstelle für die 
zahlreichen Kompetenzkonflikte zwischen Zentralstaat und Autonomen Gemein­
schaften dienen (Nohlen / Hildenbrand 1992a: 395), welche bis jetzt vornehmlich an 
das Verfassungsgericht weitergereicht werden.
Staatsoberhaupt, Regierung und Verwaltung
Die volle parlamentarische Verantwortlichkeit der Regierung, die in der Verfassung 
von 1978 festgeschrieben ist, stellt in ihrer Verbindung mit der Staatsform der parla­
mentarischen Monarchie innerhalb der spanischen Verfassungsentwicklung eine 
Neuerung historischer Tragweite dar, da sie das monarchische mit dem demokrati­
schen Prinzip versöhnt und auf diese Weise eine der beherrschenden Konfliktlinien 
des 19. und 20. Jahrhunderts beseitigt. Im Prozess der Transition konnten die linken 
Kräfte bis hin zur Kommunistischen Partei davon überzeugt werden, im Interesse 
demokratischer Stabilität ihren traditionellen Republikanismus aufzugeben. Wie in 
den übrigen parlamentarischen Monarchien Europas auch, verfügt der spanische 
Monarch ausschließlich über repräsentative und notarielle Funktionen. Im politi­
schen Sinne verantwortlich ist allein die Regierung (Alzaga 1978: 389). Die dynas­
tische Legitimität des Königs Juan Carlos I. de Borbón wurde ausdrücklich in die 
Verfassung aufgenommen. Der Makel, gewissermaßen “König von Francos Gna­
den” zu sein, wurde durch den Thronverzicht des eigentlichen Thronerben Don Juan 
de Borbón y Battenberg (den Vater von Juan Carlos) getilgt. Don Juan hatte während 
der franquistischen Ära aufgrund seiner liberalen Gesinnung im Exil gelebt und galt 
als Regimekritiker. Juan Carlos verfügt somit im Einvernehmen mit seinem Vater 
über die dynastische Legitimität. Der Verfassungstext lässt sich jedoch so verstehen, 
dass diese der durch die Verfassung verliehenen Legitimität untergeordnet ist.
Zudem ist die Rolle des Monarchen im Prozess der Regierungsbildung nicht nur 
gewohnheitsrechtlich beschränkt, sondem -  anders als beispielsweise in den 
Niederlanden oder in Belgien -  durch den Verfassungstext festgeschrieben. Dem­
nach unterbreitet der König dem Präsidenten des Abgeordnetenhauses nach Konsul­
tationen mit den Parlamentsvertretem einen Personalvorschlag für das Amt des
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Regierungschefs, wenn dieses vakant ist, im Regelfall bei der Konstituierung der 
Kammer nach Parlamentswahlen. Der Kandidat stellt gegenüber der Abgeordneten­
kammer das Regierungsprogramm vor, das er im Falle seiner Wahl umzusetzen 
beabsichtigt. Anschließend wird über seine Einsetzung in das Amt (Investitur) abge­
stimmt. Erhält er die erforderliche Mehrheit, ernennt ihn der König zum Regie­
rungschef. Der König ist bei diesen notariellen Akten nicht frei, sondern an die 
Mehrheitsverhältnisse in der Kammer gebunden. Ein gewisser Spielraum ergibt sich 
allein bei völlig unklaren Mehrheitsverhältnissen oder in einer parlamentarischen 
Pattsituation. Da aber bereits die relative Mehrheit einer Partei als verbindlicher 
Hinweis für die Kandidatenbenennung zu sehen ist (Torres Muro 1995: 153), ist die­
ser Fall seit Geltungsbeginn der Verfassung bislang nicht eingetreten.
Erforderlich für die Investitur des Regierungschefs ist die absolute Mehrheit der 
Abgeordneten im ersten Wahlgang oder -  falls der Kandidat diese nicht erreicht hat -  
im zweiten Wahlgang (nach einer Pause von 48 Stunden) die einfache Mehrheit. Ist 
dies nicht der Fall, wird das beschriebene Verfahren mehrfach wiederholt. Wenn zwei 
Monate nach der ersten Abstimmung kein Kandidat die Zustimmung einer einfachen 
Mehrheit der Abgeordneten gefunden hat, wird das Parlament vom König aufgelöst, 
und es finden Neuwahlen statt. Den Verfassunggebern war also offensichtlich daran 
gelegen, das Zustandekommen einer Minderheitsregierung nicht allzu sehr zu 
erschweren. Die Möglichkeit der Wahl des Regiemngschefs mit einfacher Mehrheit 
bereits im zweiten Wahlgang erwies sich wie zugeschnitten auf die Situation, die sich 
bei den meisten Wahlen seit der Transition ergab, in der jeweils eine Partei zwar über 
eine deutliche relative, nicht aber über die absolute Mehrheit der Mandate verfügte. 
Abgesehen von den Ausnahmefällen, in denen eine Partei die absolute Mehrheit der 
Mandate erringen konnte (Partido Socialista Obrem Español, PSOE 1982 und 1986; 
Partido Popular, PP 2000), kam dem ersten Wahlgang somit eher die Funktion einer 
Sondierung zu. Koalitionsabsprachen im Vorfeld der Entscheidung über das Amt des 
Regiemngschefs, die in Deutschland die Phase zwischen den Wahlen und der Einset­
zung der Regierung prägen, sind in Spanien nicht üblich. Verfügt keine Partei über 
die absolute Mehrheit der Mandate, hat sich als Muster bislang eine -  mehr oder 
weniger formell vereinbarte -  parlamentarische Tolerierung der Minderheitsregie­
rung durch kleinere Parlamentsfraktionen ergeben. Dies ist freilich eher den Eigen­
heiten des Parteiensystems (siehe unten) als den Regelungen zur Investitur des Regie­
mngschefs geschuldet.
Die Tatsache, dass der vom König benannte Kandidat für das Amt des Regie­
mngschefs vor seiner Wahl eine Regiemngserklämng abgibt, impliziert, dass das 
Votum des Parlaments nicht nur seiner Investitur, sondem auch dem vorgestellten 
Programm gilt. Freilich hat im parlamentarischen Gegensatz von Regiemngsmehr-
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heit und Opposition wie in anderen parlamentarischen Demokratien die Kammer 
kaum Möglichkeiten, die Einhaltung des Programms zu erzwingen bzw. Abwei­
chungen zu sanktionieren. Tadelsanträge sind allerdings im Zusammenhang mit 
einer Großen Anfrage möglich (Art. 184 RCD). Das ultimative Sanktionsinstrument 
des Parlaments gegenüber der Regierung stellt das Misstrauensvotum dar, mit dem 
zugleich eine amtierende Regierung abgesetzt und ein neuer Regierungschef 
gewählt wird. Damit soll der -  alles andere als unwahrscheinlichen -  Möglichkeit 
vorgebeugt werden, dass eine parlamentarische Mehrheit, die allein gegen die 
Regierung zustande kommt, aber selbst nicht dazu in der Lage ist zu regieren, also 
sich auf ein Programm und eine Person als Regierungschef zu einigen, erfolgreich 
Obstruktion betreiben kann, indem sie das Regieren verhindert. Das konstruktive 
Misstrauensvotum im spanischen Abgeordnetenhaus orientiert sich somit eng am 
Vorbild der bundesdeutschen Regelung. Ein entsprechender Antrag muss von min­
destens einem Zehntel der Abgeordneten getragen werden (Art. 175, 2 RCD).
Wie im Deutschen Bundestag wird das Votum über die mehrheitliche Bekun­
dung des Misstrauens gegenüber der Regierung und dasjenige über die Einsetzung 
eines neuen Regierungschefs in einem einzigen Abstimmungsakt vollzogen. Des­
halb muss der Misstrauensantrag auch den Namen eines Kandidaten für das Amt des 
Regierungschefs enthalten. Abweichend vom bundesdeutschen Vorbild und analog 
zur oben beschriebenen Investitur präsentiert dieser Kandidat sein Regierungspro­
gramm vor der Abstimmung über den Misstrauensantrag. In der politischen Praxis 
hat sich deshalb in Spanien das Einbringen eines Misstrauensantrags als eine Mög­
lichkeit etabliert, den Oppositionsführer als Herausforderer mit einer Art "Gegenre­
gierungserklärung” zu positionieren und ihm ein herausgehobenes Forum zu ver­
schaffen. Im Unterschied zur Regelung im Deutschen Bundestag entsteht also ein 
gewisser Anreiz für die parlamentarische Opposition, einen Misstrauensantrag auch 
dann zu stellen, wenn dessen Erfolgsaussichten gering sind. Eine regelmäßig zu 
einem rhetorischen Duell zwischen Regiemngschef und Oppositionsführer genutzte 
Plattfonn bietet daneben auch die jährlich am Ende der Sitzungsperiode durch den 
Regierungschef abgegebene "Erklärung zur Lage der Nation” (Estado de la Na­
ción), ein generalistischer Überblick über die Regierungspolitik, auf die der Oppo­
sitionsführer anschließend mit einer Generalkritik antwortet.
Während der ersten beiden Tage nach Einbringen eines Misstrauensantrags sind 
weitere solche Anträge möglich, die genauso zu behandeln sind wie der erste (eine 
Abweichung von der bundesdeutschen Regelung, die aber bislang nicht praxisrele­
vant wurde). Der Misstrauensantrag ist angenommen (und der neue Regierungschef 
gewählt), wenn die absolute Mehrheit der Abgeordneten zustimmt. Folglich kann 
der Regierungschef bei Konstituierung des Abgeordnetenhauses zwar mit relativer
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Mehrheit eingesetzt, aber nur mit absoluter Mehrheit abgesetzt werden, worin man 
-  wie auch im deutschen Fall -  eine Stärkung der Regierungsstabilität sehen kann.
Die Funktionsweise des spanischen Regierungssystems wird aber zusätzlich 
durch einen markanten Unterschied zum deutschen System mitbestimmt, der die 
Regierung gegenüber dem Parlament in entscheidender Weise begünstigt -  insbe­
sondere im Fall einer Minderheitsregierung, der eine nicht-konforme, aber selbst 
nicht regierungsfähige Parlamentsmehrheit gegenübersteht. Der spanische Regie­
rungschefbesitzt nämlich gemäß Art. 115 der Verfassung das Recht, die Cortes oder 
auch jede der beiden Parlamentskammem einzeln aufzulösen (formell wird dies 
durch den König ausgeführt), um Neuwahlen zu erreichen -  und zwar jederzeit, aus­
genommen, es liegt ein Misstrauensantrag vor. Damit wurde nicht der symmetri­
schen Konstruktion des Bonner Grundgesetzes gefolgt, das mit der erschwerten 
Ablösung des Regierungschefs während der Legislaturperiode auch die Auflösung 
des Parlaments mit hohen Hürden versehen hat, sondern man orientierte sich in die­
sem Punkt an der im Grunde systemfremden britischen Regelung. Gleichwohl setz­
ten sich bislang keine britischen Gepflogenheiten durch, bei denen der Premiermi­
nister regelmäßig die Gunst der Stunde einer (unter Umständen vorübergehend) 
hohen Zustimmung in der Bevölkerung zu nutzen versucht, um vorzeitige Neuwah­
len herbeizuführen. Vielmehr orientiert sich die Auflösung des spanischen Parla­
ments durch den Regierungschef am Richtwert der vierjährigen Legislaturperiode, 
auch wenn bislang kaum ein Vierjahreszyklus tatsächlich voll ausgeschöpft wurde. 
Dass die vierjährige Normdauer der Legislaturperiode nach wie vor als Richtwert 
gilt, ist somit politisch-kulturell bedingt und nicht den formellen Regelungen zu ver­
danken.
Trotz der moderaten Nutzung des Parlamentsauflösungsrechts durch die bisher 
amtierenden Regierungschefs kann kein Zweifel darüber bestehen, dass der Chef der 
spanischen Regierung gegenüber dem Parlament mit Blick auf die Gesamtheit der 
hierfür relevanten Regelungen eine noch stärkere Stellung innehat als der deutsche 
Bundeskanzler gegenüber dem Bundestag. Eine Neuerung stellte 1996 die Zusage 
des konservativen Politikers José Maria Aznar dar, höchstens zwei Legislaturperio­
den als Regierungschef amtieren zu wollen. Diese Zusage hielt er ein, als er am 2. 
September 2003 die Spitzenkandidatur seiner Partei Mariano Rajoy überließ. Da 
Aznar aber die zweite Legislaturperiode (2000-2004) im Amt des Regierungschefs 
voll ausschöpfte, konnte Rajoy in der Wahl 2004 nicht von einem Amtsbonus profi­
tieren. Diese freiwillige Selbstbeschränkung unabhängig von Wahlergebnissen und 
Erfolg oder Misserfolg der materiellen Regierungspolitiken liegt in einem während 
der letzten Jahre international zu beobachtenden Trend, auch in parlamentarischen 
Systemen die Amtszeiten zu begrenzen, also ein eigentlich dem Präsidentialismus
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entstammendes Systemelement einzufiihren. Allerdings folgte der Nachfolger 
Aznars im Amt des Regierungschefs, der 2004 gewählte und 2008 wiedergewählte 
Sozialist Rodríguez Zapatero, nicht diesem Beispiel.
Mit Blick auf die Struktur der Regierung kommt dem spanischen Regierungschef, 
der entsprechend der spanischen Tradition den Titel Presidente de gobierno (Präsi­
dent der Regierung) führt, eine herausgehobene Position zu, ähnlich derjenigen des 
deutschen Bundeskanzlers. Eines seiner grundlegenden Vorrechte ist die autonome 
Auswahl der Regierungsmitglieder, die formell durch den König ernannt werden 
(Art. 62e und Art. 100 der Verfassung). Kompatibilität (aber nicht zwingende Koin­
zidenz) von Ministeramt und Abgeordnetenmandat entspricht den traditionellen Sys­
temeigenschaften parlamentarischer Systeme. Das Recht des Regierungschefs, die 
Mitglieder seiner Regierung zu ernennen, ist auch in der Praxis deutlicher als im Fall 
des Bundeskanzlers, da es im spanischen politischen System nicht üblich ist, feste 
Regierungskoalitionen zu vereinbaren, in denen die kleineren Koalitionspartner bei 
der Vergabe der Ministerämter berücksichtigt werden. Die fehlende Notwendigkeit 
von Koalitionsregierungen wird zum einen durch den Disproportionseffekt des Wahl­
systems verursacht, der die größte Partei begünstigt; zum anderen ist es auf die Eigen­
heiten des Parteiensystems zurückzuführen. Bedeutsam ist aber auch das beschriebe­
ne Regelwerk, das die Einsetzung einer Minderheitsregierung erleichtert, ihre Abset­
zung erschwert und auch die Gesetzgebungsarbeit auf der Basis einer relativen Mehr­
heit funktionieren lässt. Daher kam es bislang stets zu Einparteiregierungen, entwe­
der gestützt auf eine absolute Mehrheit (PSOE 1982-1989; PP 2000-2004) oder auf 
eine relative Mehrheit (UCD 1977-1982; PSOE 1989-1996; PP 1996-2000; PSOE 
2004-2008 sowie seit 2008) der Mandate im Abgeordnetenhaus. Die Regierungen 
mit relativer Mehrheit ließen sich jeweils durch kleinere Fraktionen regionalistischer 
Parteien stützen oder tolerieren, teilweise auf der Grundlage schriftlich fixierter Ver­
einbarungen (sogenannter “legislativer Pakte“, pactos legislativos), zumeist aber auf­
grund von ad-hoc-Absprachen, wie dies auch seit 2004 der Fall ist.
Zwischen den höheren Diensträngen der zentralen Verwaltung, also den im 
engeren Sinne politischen Ämtern, und den diesen untergeordneten rein administra­
tiv-technischen Dienstgraden wird gesetzlich explizit unterschieden: Erstere umfas­
sen Minister, Staatssekretäre, Unterstaatssekretäre und Generalsekretäre, letztere 
alle übrigen Beamten der zentralen Staatsverwaltung. Der Regierungschef hat sei­
nen eigenen Apparat. Hierzu gehört neben dem Minister im Amt des Regierungs­
chefs (Ministro de la Presidencia), der ihn bei den Aufgaben mit bloßem Verwal­
tungscharakter entlastet, und dem für die Beziehungen zum Parlament zuständigen 
Staatssekretär auch der Regierungssprecher, der Generalsekretär im Amt des Regie­
rungschefs sowie der Berater- und Mitarbeiterstab, das sogenannte gabinete.
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Nach dem Vorbild des Bonner Grundgesetzes ist die Verwaltung an Recht und 
Gesetz gebunden und auf politische Neutralität verpflichtet (Art. 103, Abs. 1 der 
Verfassung). Sie unterliegt damit nicht nur den gesetzlichen Vorschriften, sondern 
auch der Rechtsordnung in ihrer Gesamtheit. Die Schaffung, Leitung und Koordi­
nierung von Verwaltungsorganen wird gesetzlich geregelt. Die Gerichte sind für die 
Kontrolle der Verwaltungstätigkeit zuständig. Der Grundsatz der Unparteilichkeit 
der Beamten zielt auf eine professionalisierte und entpolitisierte Verwaltung. Eine 
solche benötigte das redemokratisierte Spanien dringend, da man sich in der Transi­
tion gezwungen gesehen hatte, zunächst den überkommenen Verwaltungsapparat 
des Spätfranquismus zu übernehmen, um ihn dann schrittweise personell zu erneu­
ern und zu restrukturieren. Die Festlegung des Leistungs- und Qualifikationsprin­
zips als Kriterium der Rekrutierung soll der traditionellen Neigung zu Klientelismus 
und Nepotismus entgegenwirken. Tatsächlich sind hier Fortschritte zu verzeichnen.
Dem traditionellen Zentralismus und der historisch verfestigten Machtstellung 
der zentralen Verwaltung von Madrid konnten mit der Einrichtung der Autonomen 
Gemeinschaften mit ihren eigenen Verwaltungsapparaten erfolgreich Gegengewich­
te gegenübergestellt werden. Die Verwaltung wurde hierdurch und durch die Refor­
mierung und Demokratisierung der Gemeindestruktur insgesamt deutlich bürgemä- 
her, freilich auch aufwendiger, da nicht wenige Verwaltungsfunktionen durch die 
Schaffung der neuen regionalen Einheiten gedoppelt wurden. Insgesamt aber über­
wiegen die Erfolge gegenüber dem Nachteil eines deutlich erhöhten Finanzbedarfs, 
da Spanien in den vergangenen Jahren enorme Fortschritte in Richtung good gover­
nance zu verzeichnen hatte.
3. W ahl- und Parteiensystem
Das Wahlsystem und seine Auswirkungen
Die Einführung der Verhältniswahl 1976 und die Bekräftigung dieses Prinzips durch 
die Verfassung von 1978 stellte in der Wahlgeschichte des Landes eine bedeutsame 
Neuerung dar. Die Verfassung schrieb für das Abgeordnetenhaus die Anwendung 
der Verhältniswahl auf der Ebene der Wahlkreise fest (Art. 68, Abs. 3). Die 350 
Abgeordneten werden in 52 Wahlkreisen gewählt, die den Provinzen entsprechen. 
Gemäß ihrer unterschiedlichen Bevölkerungszahl variiert die Zahl der Abgeordne­
ten pro Wahlkreis, ein entscheidender Unterschied zum bundesdeutschen Wahlsys­
tem. Jedem Wahlkreis steht dabei eine Mindestvertretung von zwei Abgeordneten 
zu. Die 248 Mandate, die nach Abzug der 100 Abgeordneten der Mindestvertretung 
der Wahlkreise (sowie der beiden Abgeordneten der nordafrikanischen Exklaven 
Ceuta und Melilla) verbleiben, werden auf die Provinzen entsprechend ihrer Bevöl­
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kerungsstärke verteilt. Zusätzlich zu den beiden Abgeordneten der Mindestvertre­
tung erhält also jeder Wahlkreis so viele Mandate, wie ihm entsprechend seiner 
Bevölkerung zustehen. Die Umrechnung der Stimmenanteile der starren Kandida­
tenlisten in Mandate erfolgt auf Wahlkreisebene nach der d’Hondt’schen Methode. 
Dabei werden nur diejenigen Kandidatenlisten an der Vergabe der Mandate beteiligt, 
die mindestens 3% der Stimmen im Wahlkreis errungen haben (Art. 163, Abs. la  
Wahlgesetz von 1985). Der Wähler hat eine Stimme. Für die Wahl der direkt 
gewählten Senatoren gilt allerdings ein Mehrheitswahlsystem, nämlich beschränkte 
Stimmgebung (Nohlen 2000: 332).
Das entscheidende Wahlsystemelement für das Abgeordnetenhaus besteht in der 
oben ausgeführten unterschiedlichen Größe der Wahlkreise, im Sinne ihrer je  unter­
schiedlichen Zahl an Mandaten (Nohlen 1990: 217). Während der Durchschnittswert 
von 6,7 Abgeordneten pro Wahlkreis relativ niedrig liegt, existieren mit Madrid (32 
Abgeordnete) und Barcelona (33 Abgeordnete) zwei sehr große Wahlkreise. Die 
Sperrklausel von 3% kommt praktisch nur in den vier größten Wahlkreisen zur 
Anwendung; ansonsten verhindert die geringe Zahl der im Wahlkreis zu vergebenden 
Mandate, dass kleinere Parteien überhaupt eine Chance haben, an der Mandateverga­
be beteiligt zu werden. Anders ausgedrückt: In diesen Wahlkreisen besteht eine de- 
yücfo-Sperrklausel, die wesentlich höher als 3% liegt. Die d ’Hondt’sche Methode ent­
faltet ihre Wirkung in erster Linie durch ihre Anwendung auf Wahlkreisebene, so dass 
sich ihre bekannten Effekte, welche die großen Parteien begünstigen, auf gesamtna­
tionaler Ebene summieren. Dieser Befund zeigt, dass letztlich die Frage der unter­
schiedlichen Wahlkreisgröße für die Disproportionseffekte des Wahlsystems ent­
scheidend ist (Nohlen 1990: 217).
Ferner ergibt sich eine gewisse Verzerrung der Repräsentation zugunsten der 
kleineren Wahlkreise, d.h. der Provinzen mit relativ geringer Bevölkerungszahl. Am 
deutlichsten zeigt sich dies bei einem Vergleich des bevölkerungsärmsten mit dem 
bevölkerungsreichsten Wahlkreis: Während bei den Wahlen 1977 in der Provinz 
Soria für ein Mandat 33.500 Stimmen genügten, betrug diese Zahl im Wahlkreis 
Madrid 141.200. Dieser Effekt geht auf die geographische Wahlkreiseinteilung 
zurück, die den hergebrachten Verwaltungseinheiten der Provinzen folgt und auf­
grund der ungleichmäßigen geographischen Verteilung der Bevölkerung in Spanien 
besonders ins Gewicht fällt. Die Mindestvertretung von zwei Abgeordneten ver­
stärkt die aufgezeigte Tendenz. Die Berücksichtigung der Bevölkerungszahl bei den 
zusätzlichen Abgeordneten kompensiert die ursprüngliche Verzerrung nicht voll­
ständig. Eine proportionale Stimmen-Mandate-Relation kommt daher nur in den 
größeren Wahlkreisen zustande, wodurch diejenigen Parteien, die in einer ausrei­
chenden Anzahl kleiner und mittlerer Wahlkreise gewinnen, bevorzugt werden. Hin­
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sichtlich der Repräsentation bedeutet dies, dass der Anteil der Stimmen, die eine 
Partei erreicht, und der Anteil der Abgeordnetensitze, die sie erhält, erheblich aus­
einanderklaffen.
Unter bestimmten Bedingungen kann daher einer Partei, die etwa 42% der Stim­
men erhält, bereits die absolute Mehrheit der Mandate zufallen (Nohlen / Schultze 
1985). Dieser Disproportionseffekt schlug vor allem beim Regierungswechsel 1982 
zu Buche, als sich die Stimmenzuwächse der Sozialisten auf der Ebene der Manda­
te überproportional auswirkten: Mit 48,2% der Stimmen erhielten sie 57,7% der Sit­
ze; 1986 behaupteten sie trotz ihrer deutlichen Verluste -  die Sozialistische Arbei­
terpartei (PSOE) erzielte nur mehr 44,1% der Stimmen -  ihre absolute Mehrheit. Die 
konservative Volkspartei (PP) errang 2000 mit 45,2% der Stimmen 52,3% der Man­
date. Die Begünstigung der großen Parteien durch das Wahlsystem führte indes 
nicht zu einer unüberwindbaren Machtkonzentration, wie dies eine übertriebene 
Kritik befürchtete.
Eine weitere Auswirkung des Wahlsystems liegt darin, dass die Verrechnung von 
Stimmen in Mandate auf der Ebene des Wahlkreises starken regionalen Parteien, die 
außerhalb ihrer Heimatregion nicht kandidieren, den Zugang zum nationalen Parla­
ment ermöglicht. Da die einzelnen Wahlkreise die geographische Bezugsgröße für 
die Herstellung von Proportionalität sind, werden regionale Hochburgensituationen 
durch die unmittelbare Vergabe von Mandaten belohnt. Dies hatte Konsequenzen für 
das Parteiensystem und auch für die parlamentarische Mehrheitsbildung. Wie noch 
näher auszuführen sein wird, bereitete die dadurch mögliche Abbildung der Kon­
fliktlinie Zentralstaat-Regionen im Parlament zwar dem Mitte-Rechts-Lager Pro­
bleme und begünstigte das bereits ausgeführte spezifische Modell der Tolerierung 
von Minderheitsregierungen. Entscheidend für die Gesamtbeurteilung des spani­
schen Wahlsystems ist aber die Würdigung seiner doppelten funktionalen Leis­
tungsfähigkeit, nämlich “Integration durch einen Pluralismus, der den zentrifugalen 
regional-nationalistischen politischen Kräften eine Vertretung gibt (proportionaler 
Effekt) und Integration über einen politischen Willensbildungsprozess hin zu einer 
Alternative zwischen großen politischen Parteien (Mehrheitseffekt)” (Nohlen 1990: 
220 ).
Wählerverhalten
Das Verhalten der Wählerschaft in Spanien weist einige Besonderheiten gegenüber 
den übrigen europäischen parlamentarischen Systemen auf. So liegt beispielsweise 
die Wahlbeteiligung durchweg niedriger als in anderen Ländern Westeuropas (mit 
Ausnahme Großbritanniens und der Schweiz). Das bekannte Muster, dass die Wahl­
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beteiligung bei nationalen Wahlen signifikant höher ist als bei Wahlen auf Regional­
oder Kommunalebene, wiederholt sich freilich auch in Spanien. Die Beteiligung an 
gesamtstaatlichen Wahlen schwankt von einem Wahltermin zum nächsten beträcht­
lich. Es zeigen sich überdies erhebliche regionale Unterschiede. Der befürchtete 
Trend zu einem stetigen weiteren Sinken der Partizipation bei allgemeinen Wahlen 
blieb indes aus. Inzwischen hat sich auch die Beunruhigung über eine potentielle 
Gefährdung der jungen Demokratie gelegt, die mit dem hohen Anteil an Nichtwäh- 
lem begründet wurde. Als mögliche Ursachen für die mangelnde Wahlbeteiligung 
werden von der spanischen Wahlforschung die relativ schwache Verwurzelung der 
Parteien in der Bevölkerung sowie ihre damit einhergehende geringere Mobilisie­
rungsfähigkeit und die hervorgehobene Rolle der politischen Eliten im Transitions­
prozess genannt (Vallès 1988: 347).
Die Wählerpräferenzen weisen weder eine Tendenz zur Fragmentierung, noch 
eine hohe Polarisierung auf. In den meisten Autonomen Regionen dominieren zwei 
Parteien. Die wichtigsten Ausnahmen stellen das Baskenland und Katalonien dar, wo 
jeweils starke regionalistische Parteien existieren. Die Wahlergebnisse, die neben 
einer Reihe kleinerer Parteien einer Mitte-Rechts- (zunächst UCD, heute PP) oder 
Mitte-Links-Partei (PSOE) als stärkste politische Kraft eine ebenfalls zur Mitte hin 
orientierte starke Oppositionspartei gegenüberstellten, spiegeln auf nationaler Ebene 
die ideologische Verortung der spanischen Wählerschaft. Demnach siedelt sich die 
Mehrheit um ein gedachtes politisches Zentrum an, wobei das Maximum leicht links 
von der Mitte liegt. Die stark ausgeprägten regionalen Unterschiede stellen eines der 
wichtigsten Charakteristika des spanischen Wählerverhaltens dar, so dass sogar von 
mehreren nebeneinander bestehenden “Wahl-Spanien” gesprochen wird (Vallès 
1994).
Besonders markante Abweichungen vom Durchschnitt ergeben sich im Basken­
land und in Katalonien hinsichtlich des Fragmentierungsgrades und der politischen 
Orientierung. In Katalonien sind zudem zwischen den regionalen und den allgemei­
nen nationalen Wahlen große Unterschiede in den Wählerpräferenzen festzustellen. 
Der entscheidende Erklärungsfaktor für die Existenz deutlicher regionaler Unter­
schiede im Wählerverhalten ist neben sozioökonomischen Ursachen im fortgesetz­
ten Konflikt zwischen dem spanischen Zentralstaat und dem peripheren Nationa­
lismus der historischen Regionen zu sehen (Vallès 1988: 350f.).
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Parteiensystem 
Konfliktlinien und Struktur
Das seit der Transition entstandene Parteiensystem weist nur geringfügige Kontinu­
itäten gegenüber dem extrem fragmentierten und polarisierten Parteiensystem der II. 
Republik (1931-1939) auf. Die historischen cleavages schwächten sich größtenteils 
ab oder verschwanden gänzlich. So ist die traditionelle Konfliktlinie zwischen 
Katholizismus und Antiklerikalismus durch die beschleunigte Säkularisierung der 
spanischen Gesellschaft seit den 60er Jahren allein auf einigen Feldern der Bil­
dungspolitik (Auseinandersetzung um die katholischen Privatschulen) oder bei Fra­
gen des Familienrechts und der Frauenpolitik (Ehescheidung, Abtreibung, Rechts­
schutz für nicht-eheliche Lebensgemeinschaften) noch von Bedeutung. Wie bereits 
ausgeführt, ist zudem der Gegensatz zwischen Monarchisten und Anhängern der 
Republik bedeutungslos geworden. Die historische Aussöhnung zwischen Demo­
kratie und Monarchie in Form der in der Verfassung von 1978 verankerten parla­
mentarischen Monarchie wird von keiner Seite mehr ernsthaft in Frage gestellt. Als 
cleavages prägend bleiben nach wie vor der sozioökonomische Konflikt sowie der 
Gegensatz zwischen Zentrum und Peripherie. Während sich ersterer aufgrund des 
sozialen Wandels milderte bzw. ähnlich der Entwicklung in anderen Industriegesell­
schaften verlagerte (“neue soziale Frage”, “Dienstleistungsgesellschaft”, “neue 
Mittelschichten”) und sich die Positionen der politischen Lager annäherten, hält der 
Konflikt zwischen Zentralstaat und Regionen an. Hier verläuft die Konfliktlinie 
weniger zwischen den beiden großen nationalen Parteien, also der konservativen 
Volkspartei und der Sozialistischen Arbeiterpartei, sondern vornehmlich zwischen 
diesen gesamtstaatlich ausgerichteten Parteien einerseits und den entsprechenden 
Regionalparteien andererseits.
Die Struktur des Parteiensystems unterlag nach der Transition einem gewissen 
Wandel. Während auf der Linken die traditionsreichen Parteien (Spanische Sozialis­
tische Arbeiterpartei: Partido Socialista Obrem Español, PSOE; Kommunistische 
Partei Spaniens: Partido Comunista de España, PCE) wiedererstanden, war die 
rechte Mitte durch Neugründungen geprägt. Die Demokratische Zentrumsunion 
(Unión de Centro Democrático, UCD), die mit einem Stimmenanteil von 34,6% bei 
den ersten Wahlen nach der Diktatur (1977) zur größten Partei wurde, war ein ideo­
logisch heterogenes Parteienbündnis, das faktionalistisch und personalistisch struk­
turiert war und liberale Technokraten des Franco-Regimes mit gemäßigten Opposi­
tionellen zusammenführte (Huneeus 1985). Nach dem Wechsel des sozialdemokra­
tischen Flügels unter Francisco Fernández Ordóñez zum PSOE und der späteren 
Abspaltung des christdemokratischen Flügels besiegelte die katastrophale Wahlnie­
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derlage von 1982 (6,9%) das Ende der UCD, die sich im Jahr darauf auflöste. Dem 
Versuch von Ex-Regierungschef Adolfo Suárez, mit dem Demokratischen und Sozi­
alen Zentrum (Centro Democrático y  Social, CDS) eine straff geführte Partei popu­
listisch-reformistischen Zuschnitts in Konkurrenz zum PSOE zu etablieren, war nur 
vorübergehender Erfolg beschieden. Nach den Klärungsprozessen im kommunisti­
schen Lager, die zur Abschaffung des innerparteilichen “Demokratischen Zentra­
lismus” führten, durchlief die Linke einen Prozess der Neuformierung und rekonso- 
lidierte sich als Bündnis zwischen Kommunisten und ökologischen Gruppierungen 
(Vereinigte Linke: Izquierda Unida, IU). Auf der Seite der Rechten bzw. der rechten 
Mitte kam in den Jahren 1982-1989 kein hinreichend attraktives politisches Ange­
bot an die Wählerschaft zustande. Die konservative Volksallianz (Alianza Popular, 
AP), die zunächst ein prononciert rechtskonservatives Profil hatte und die “Errun­
genschaften” des Franco-Regimes im demokratischen Kontext zu bewahren suchte, 
stieg zwar 1982 zur zweitgrößten Partei auf, konnte aber zunächst nicht zu einem 
gleichwertigen Herausforderer der Regierungspartei werden. Die ökonomische 
Wachstums- und Stabilisierungspolitik der sozialistischen Regierung, die auf der 
makroökonomischen Ebene große Erfolge erzielte, erschwerte die Formulierung 
politischer Alternativen konservativ-liberaler Prägung.
Erst 1989 gelang den Konservativen mit der Gründung der Volkspartei (Partido 
Popular, PP) als Zusammenschluss der AP mit einigen kleineren Parteien ein glaub­
würdiger Neubeginn. In der Folgezeit konnte der PP zuerst in den großen urbanen 
Zentren und schließlich in ganz Spanien den PSOE überflügeln, wobei die Sozialis­
ten auf dem Lande (vor allem in Andalusien) stark blieben. Während die Strukturen 
des spanischen Parteiensystems seit dem abrupten Wandel 1982 als noch nicht 
gefestigt gegolten hatten, zeichnete sich mit den Wahlen vom März 1996, in denen 
der PP die relative Mehrheit errang, eine gewisse Stabilisierung ab. Zum einen hiel­
ten sich die Verluste des PSOE in Grenzen; seine Ablösung von der Regierung war 
somit nicht mit einer Desintegration der Partei verbunden wie im Falle der UCD. 
Zum anderen zeigte der PP im Vorfeld der Regierungsbildung eine unerwartete Kon­
sensfähigkeit in den Gesprächen mit den regionalistischen Parteien. Dass der eher in 
einer zentralistischen Tradition stehende PP zu weitreichenden Konzessionen an die 
Regionalisten bereit war, untermauerte den von ihrem Vorsitzenden José Maria 
Aznar wiederholt formulierten Anspruch, eine “europäische”, moderne rechte Mitte 
zu vertreten, die sich von ihrem postfranquistisehen Erbteil der Anfangszeit gelöst 
hat. Als der PP unter Aznar bei den Wahlen 2000 die absolute Mehrheit der Abge­
ordnetenmandate gewinnen konnte, entfiel freilich die Notwendigkeit eines noch­
maligen parlamentarischen Bündnisses mit den Regionalisten. Im Zusammenhang 
mit dem im Sommer 2002 eingeleiteten Parteiverbotsverfahren gegen die separatis­
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tische Batasuna (siehe unten), das vom Partido Nacionalista Vasco (PNV) abge­
lehnt und seitens der Convergência i Unió (CiU) skeptisch beurteilt wurde, ver­
schlechterten sich die Beziehungen zwischen PP und Regionalisten erneut in dra­
matischer Weise.
Nach seiner Ablösung von der Regierung durch den unerwarteten Wahlsieg des 
PSOE 2004 nahm der PP gegenüber der Politik der neuen Regierung Rodríguez 
Zapatero, die Modernisierung der Autonomiestatuten zu unterstützen und dabei 
gegenüber weiteren regionalistischen Forderungen Konzilianz zu zeigen, eine 
ablehnende und konfrontative Haltung ein. Nach der Bestätigung der sozialistischen 
Minderheitsregierung in den Wahlen vom März 2008 wandten sich die regionalen 
Verbände des PP im Baskenland und in Katalonien freilich gegen diesen Kurs der 
Parteiführung, da sie Stimmeneinbußen zu verzeichnen hatten. Das Wahlergebnis 
2008 war deutlich durch den neuen, möglicherweise vorübergehenden, Gegensatz 
zwischen den beiden großen Parteien in der regionalen Frage geprägt. Der PSOE 
holte die entscheidenden Prozentpunkte an Zustimmung im Baskenland und in 
Katalonien nicht nur auf Kosten der Konservativen, sondern auch auf Kosten der 
dortigen regionalistischen und linken Parteien. In Regionen, die dem katalanischen 
Regionalismus besonders kritisch gegenüberstehen -  in Andalusien, woher viele 
Arbeitsmigranten in Katalonien stammen, die in ihrem Alltag mit dem Sprachen­
streit konfrontiert sind, und in der Region Valencia, wo es Abgrenzungsbedürfnisse 
gegenüber der selbstbewussten Nachbarregion Katalonien gibt - ,  und in Madrid, 
dem Zentrum des Landes, konnte der PP deutliche Zugewinne verbuchen.
Funktionsweise
Insgesamt war der Parteienwettbewerb auf gesamtspanischer Ebene seit der Transi­
tion durch eine zentripetale Orientierung gekennzeichnet, also vorrangig durch die 
Konkurrenz der beiden großen gesamtspanischen Parteien um die Wählerschaft der 
politischen Mitte. Entsprechend versuchten diese größeren Parteien einen catch-all- 
Anspruch zu erheben und für Wähler aller Bevölkerungsschichten attraktiv zu wer­
den. Der Polarisierungsgrad des Parteiensystems, der bereits bei den ersten Wahlen 
der Nach-Franco-Ära relativ niedrig war, nahm seither weiterhin ab. Nach dem 
überraschenden Wahlsieg der Sozialisten in Reaktion auf den Umgang der Regie­
rung Aznar mit dem verheerenden Anschlag islamistischer Terroristen am 11. März 
2004 schlugen die von der Regierung verdrängten Konservativen einen seit der 
Transition ungewohnten Konfrontations- und Zuspitzungskurs ein, während die 
neue Regierung unter José Luis Rodríguez Zapatero trotz knapper Mehrheitsver­
hältnisse eine Reihe umstrittener gesellschaftlicher Reformen unternahm. Zu
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Beginn der Legislaturperiode 2008 zeichnete sich jedoch ab, dass diese Phase des 
stärker polarisierten Wettbewerbs zwischen den beiden großen Parteien wieder einer 
stärkeren Konsensorientierung weicht. Die einzige relevante Antisystempartei des 
spanischen Parteiensystems war die baskische Batasuna, die aufgrund ihrer man­
gelnden Abgrenzung gegenüber ETA 2002 als erste Partei seit der Transition verbo­
ten wurde. Als politische Formation hatte Batasuna im legalen politischen Raum 
agiert (Waldmann 1991: 86), ETA operierte dagegen im Untergrund. Die von der 
Regierung Rodríguez Zapatero akzeptierten Verhandlungen mit ETA wurden wieder 
abgebrochen, als ETA nach einem kurzlebigen Waffenstillstand zu ihrem Gewalt­
kurs zurückkehrte. Während ein Teil der von den baskischen Separatisten vorgetra­
genen politischen Forderungen (etwa Zusammenlegung inhaftierter ETA-Terroris- 
ten) im Baskenland durchaus auf überparteiliche Zustimmung zählen kann, wird 
auch dort die politisch motivierte Gewalt und deren Rechtfertigung zunehmend kri­
tisch gesehen.3
Eine Besonderheit des spanischen Parteiensystems ist also die Bedeutung regio­
naler Subsysteme, vornehmlich im Baskenland und in Katalonien. Verglichen mit 
der gesamtspanischen Ebene weisen sie zwar einen höheren Polarisierungs- und 
Fragmentierungsgrad auf; letztlich sind sie aber ebenfalls zentripetal orientiert, da 
die jeweils dominierende Partei, PNV (Partido Nacionalista Vasco) im Baskenland 
und CiU (Convergência i Unió) in Katalonien, einmal abgesehen von der Regional­
frage, eher der politischen Mitte zuzuordnen ist. Die auf das Wahlsystem (Beloh­
nung der Hochburgensituation) zurückgehende Präsenz regionaler Parteien im Par­
lament war der Integrationskraft des Gesamtsystems im Ganzen förderlich (Nohlen 
1990: 220). Veränderungen innerhalb der regionalen Subsysteme hatten jedoch 
dadurch Auswirkungen auf die parlamentarischen Kräfteverhältnisse auf nationaler 
Ebene.
Einige institutioneile Faktoren verstärken den seit der Transition dominierenden 
Grundzug der generellen Mitteorientierung bei partieller Einbindung der regionalisti- 
schen Parteien. Verfügt eine Partei der politischen Mitte über eine relative Mehrheit der 
Mandate und steht dieser eine ideologisch heterogene Opposition von rechts und links 
gegenüber, ist es wenig wahrscheinlich, dass die für das konstruktive Misstrauensvotum 
notwendige gemeinsame Regierungsaltemative zustande kommt. Dies trägt zur zentri­
petalen Ausrichtung des Parteienwettbewerbs bei. Die relative Mehrheit ist für jede der 
beiden großen Parteien bei einer gelungenen Positionierung in der Mitte auch unter einer 
gewissen Vernachlässigung der politisch-ideologischen Ränder gut erreichbar. Eine 
absolute Mehrheit ist zwar wegen des Wahlsystems eher in Reichweite als im Deutschen
3 V g l. h ie rz u  d e n  B e itra g  v o n  W a lth e r  L . B e m e c k e r  in d ie se m  B an d .
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Bundestag, gleichwohl bislang der Ausnahmefall. Die parlamentarische Präsenz mehre­
rer kleiner, meist regionalistischer Parteien behindert aber auch bei Ausbleiben einer 
absoluten Mehrheit nicht ein reibungsloses Alternieren zwischen den beiden großen Par­
teien in der Regierungsausübung. Dies beginnt sich als Muster abzuzeichnen, seit sich 
der PSOE während der 80er Jahre in der linken und der PP während der 90er Jahre in der 
rechten Mitte nachhaltig etabliert zu haben scheinen. Die regionalistischen Parteien, ins­
besondere die katalanische CiU, kommen bei der Einsetzung einer neuen Regierung 
zwar als Mehrheitsbeschaffer in Frage, sind aber für ein stabiles Regieren hinterher nicht 
unbedingt notwendig. Entsprechend und mit Rücksicht auf ihre Wählerschaft beteiligen 
sie sich nicht an der jeweiligen Regierung durch die Übernahme von Ministerämtern, 
sondem geben lediglich ihre Zustimmung zur Investitur eines Regierungschefs im 
Tausch gegen die Durchsetzung spezifischer regionaler Interessen, wobei freilich vor 
allem bei der CiU die Tendenz zu einer stärkeren Übernahme gesamtstaatlicher Verant­
wortung festzustellen ist.
4. Politische D ezentralisierung und A utonom ie der Regionen
Mit der Transition setzte auch hinsichtlich der Staatsstruktur Spaniens ein weitrei­
chender Wandlungsprozess ein: die politische Dezentralisiemng. In den Regionen 
verbanden sich die Erwartungen der Bevölkerung an die begonnene demokratische 
Entwicklung eng mit der Fordemng nach Anerkennung ihrer Autonomiebestrebun­
gen. In den ersten Jahren nach dem Tod Francos drohten die weitreichenden Auto­
nomieforderungen einerseits, die Beharrungstendenzen konservativer Kräfte ande­
rerseits immer wieder die Steuerungskapazitäten und die Integrationsfähigkeit der 
politischen Akteure zu überlasten. Im Verlauf der Auseinandersetzung zwischen 
Zentrale und Regionen um die Übertragung von Kompetenzen wurden ad-hoc- 
Kompromisse ausgehandelt, die anschließend auf dem Wege nachholender Institu­
tionalisierung fixiert werden mussten. Als der Eigendynamik und Komplexität des 
Prozesses angemessen erwies sich bald das hohe Maß an Flexibilität der in der Ver­
fassung verankerten Rahmenregelung, die als pragmatische Kompromisslösung for­
muliert worden war. Stellt man das hohe Konfliktpotential der Regionenfrage in 
Rechnung, so kann als Zwischenergebnis deren politisch-institutionelle Bewälti­
gung oder doch zumindest Einhegung zu den großen Erfolgen der jungen spani­
schen Demokratie gezählt werden. Es wird in den kommenden Jahren darauf 
ankommen, diesen Erfolg nachhaltig zu sichern.
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Grundlage der starken regionalistischen Bewegungen sind sprachlich-kulturelle 
Besonderheiten, in erster Linie im Baskenland, in Katalonien und in Galicien, den 
drei “historischen” Regionen, sowie das ausgeprägte regionale sozioökonomische 
Entwicklungsgefälle. Der alte Staatsaufbau wurde dieser Vielfalt nicht gerecht, und 
die Übersteigerung des Zentralismus bei beschleunigter wirtschaftlicher Entwick­
lung unter dem Franco-Regime verschärfte die regionalen Gegensätze und führte zu 
einer Radikalisierung der politischen Forderungen, wie sie am extremsten von der 
baskischen Separatistenorganisation ETA vertreten wurden. Während der Transition 
setzte sich der Anspruch auf politische Dezentralisierung gegenüber konservativen 
Bestrebungen durch, die eine rein administrative Lösung favorisierten. Der Weg zu 
einer politisch dezentralisierten Ordnung und der Umfang der den autonomen Ein­
heiten zu überlassenden Kompetenzen blieben jedoch heftig umstritten. Die Verfas­
sungsgrundlagen stellten dann einen Kompromiss zwischen verschiedenen Autono­
miekonzepten dar.
Verfassungsrechtliche Grundlagen der politischen Dezentralisierung
Anders als die italienische sieht die spanische Verfassung keine spezifische Territo­
rialstruktur vor; die Einheiten konstituierten sich vielmehr im Zuge des Dezentrali­
sierungsprozesses selbst, wobei die Initiative von den Regionen ausging (Nohlen / 
Hildenbrand 1988: 326). Die Verfassung kennt drei unterschiedliche Autonomieni­
veaus, die in enger Verbindung mit dem jeweiligen Weg stehen, diese zu erreichen. 
Die höchste Stufe wurde aufgrund der zweiten Übergangsbestimmung der Verfas­
sung den drei “historischen” Regionen Baskenland, Katalonien und Galicien zuge­
standen, die bereits während der II. Republik Autonomiestatute besessen hatten. Sie 
erlangten nun erneut weitreichende politische Autonomie, und zwar bereits dadurch, 
dass sie diese durch ein entsprechendes Statut für sich reklamierten. Dagegen war 
der in Art. 143 der Verfassung festgelegte “normale” Weg für die übrigen Regionen 
von einem langwierigen Wechselspiel zwischen Zentralstaat und jeweiliger Region 
gekennzeichnet. Erst die als Ergebnis eines Aushandlungsprozesses entstehenden 
Autonomiestatute sollten klären, ob die betreffenden Regionen über eine rein admi­
nistrative Dezentralisierung hinaus auch Regierungen und Parlamente als Institutio­
nen politischer Autonomie erhielten (Nohlen / Hildenbrand 1988: 326). Nach einer 
Frist von fünf Jahren konnte dann der niedrige Kompetenzumfang dem der hohen 
Autonomiestufe angeglichen werden, die gemäß Art. 152 eine Regionalregierung 
und ein Parlament beinhaltet.
Einen unmittelbaren Übergang zu diesem hohen Kompetenzniveau konnten die 
Regionen, die nicht bereits während der II. Republik einen autonomen Status inne­
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gehabt hatten, durch die in Art. 151 fixierte Ausnahmeregelung erreichen, die unter 
anderem ein Referendum vorsah, wenn eine Reihe von Voraussetzungen erfüllt war. 
Allein Andalusien beschritt diesen Weg erfolgreich, wobei hier eine Ausnahme 
zugelassen wurde, da in dem vorgeschriebenen Referendum die hohe qualifizierte 
Mehrheit ganz knapp verfehlt wurde (Nohlen / Hildenbrand 1988: 329).
Dass die in der Verfassung angebotenen Optionen nicht ausreichten, um das 
Drängen der Regionen zu befriedigen und aufzufangen, lässt sich allein daraus erse­
hen, dass Navarra, Valencia und die Kanarischen Inseln Sonderregelungen durch­
setzen konnten und Andalusien das hohe Autonomieniveau gewährt wurde, obwohl 
es an den hohen Hürden des Art. 151 knapp gescheitert war. Letztlich folgten nur 
zehn Regionen dem in Art. 143 vorgesehenen “normalen” Weg.
Kompetenzverteilung zwischen Zentralstaat und Regionen
Den Kem der fortdauernden Auseinandersetzungen zwischen den Regionen und 
dem Zentralstaat bildet die strittige Kompetenzverteilung. Von der Verfassung wur­
de diese Frage nicht abschließend entschieden: Die in Art. 148, Abs. 1 genannten 22 
Bereiche, in denen die Autonomen Gemeinschaften Kompetenzen übernehmen kön­
nen -  u.a. Raumordnung, Städtebau, Förderung von Kultur und Forschung - ,  stellen 
das niedrige Kompetenzniveau dar, das alle Autonomen Gemeinschaften von 
Anfang an durch ein Autonomiestatut beanspruchen können. In Art. 149, Abs. 1 
werden 32 Bereiche aufgeführt, in denen die Kompetenz beim Zentralstaat liegt, 
darunter Außenpolitik, Landesverteidigung, Fragen der Staatsangehörigkeit sowie 
der Ein- und Auswanderung. In einigen der genannten Bereiche werden allerdings 
nicht sämtliche Kompetenzen der Zentrale Vorbehalten; vielmehr wird den Autono­
men Gemeinschaften des höheren Kompetenzniveaus die Möglichkeit eingeräumt, 
einen Teil dieser Befugnisse zu übernehmen, beispielsweise im Kulturbereich oder 
hinsichtlich der Massenmedien. Mit seinem Urteil vom 5. August 1983, mit dem das 
Verfassungsgericht zentrale Bestandteile des Organgesetzes zur Harmonisierung 
des Autonomieprozesses (Ley Orgánica de Armonización del Proceso Autonómico, 
LOAPA) für verfassungswidrig erklärte, stellte es zugleich klar, dass ein 
“Zusammentreffen” von zentralstaatlichen und regionalen Kompetenzen nicht zu 
einer automatisierten Entscheidung nach dem Prinzip “Bundesrecht bricht Landes­
recht” führen könne, sondern dass es sich um “geteilte Kompetenzen” handele 
0competencias compartidas). Damit wurde der Prozess der “Autonomisierung” Spa­
niens insofern offen gehalten, als die Autonomen Gemeinschaften nun im Prinzip 
weitere Kompetenzen beanspruchen und versuchen konnten, diese gegen den Zen­
tralstaat durchzusetzen. In den sich hieraus ergebenden zahlreichen Auseinanderset­
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zungen wurde zunehmend das Verfassungsgericht als Schiedsrichter angerufen 
(Pérez Royo 1992). Der Versuch des Zentralstaates, sein Verhältnis zu den Autono­
men Regionen zu vereinheitlichen und zugleich seinen Vorrang festzuschreiben, war 
vorerst gescheitert.
Nachdem sich bis 1983 insgesamt 17 Autonome Gemeinschaften konstituiert 
hatten und somit 1988 alle, auch diejenigen des “langsameren” Weges, das hohe 
Kompetenzniveau anstreben konnten -  alle verfügen mittlerweile über Regierungen 
und Einkammer-Parlamente - ,  ergab sich für den Zentralstaat eine neue Möglichkeit 
zur Vereinheitlichung des Prozesses, indem er nun (gemäß Art. 150 der Verfassung) 
zügig Kompetenzen an die Regionen des niedrigeren Autonomieniveaus transferier­
te, um sie denjenigen des höheren Niveaus anzunähem (Nohlen /  Hildenbrand 
1992b: 38f.; Pérez Royo 1992: 112ff.). Diese Bestrebungen zur Harmonisierung der 
Autonomieregelungen, mit der sich der Zentralstaat als Steuerungsinstanz der 
Dezentralisierung wieder zu etablieren suchte, stießen im Baskenland und Katalo­
nien auf Skepsis. Es kristallisierten sich folglich zwei dominante Kontroversen her­
aus:
Erstens: Der Zentralstaat suchte die Autonomien zu vereinheitlichen. Durch den 
Charakter des politischen Dezentralisierungsprozesses war nämlich ein Nebenein­
ander unterschiedlicher Kompetenzprofile der Autonomen Gemeinschaften entstan­
den, deren Ausbau in einzelnen Fällen seitens des Zentralstaats als potentiell desin­
tegrierend eingeschätzt wurde. Zugleich ist der Zentralstaat weiterhin bemüht, eini­
ge Kemkompetenzen zu behalten. Dies betrifft vor allem die Finanzierung der Auto­
nomen Gemeinschaften (Nohlen / Hildenbrand 1992a). Nach der Verfassung besitzt 
der Zentralstaat mit Ausnahme der Zolleinnahmen keine a priori allein ihm zuste­
henden Steuererhebungskompetenzen. In der Praxis gelang es ihm gleichwohl, sich 
diese in Konkurrenz zu den entstehenden Autonomen Gemeinschaften zum großen 
Teil zu sichern. Entsprechend beziehen die Autonomen Gemeinschaften ihre Ein­
nahmen nur zu einem geringen Teil aus Eigenmitteln. Zentralstaatliche Zuschüsse 
machten Mitte der 90er Jahre 86% aus (Heywood 1995: 152), worin man eine 
gewisse Abhängigkeit sehen mag. Mit den Einsparungsbemühungen der 90er Jahre 
im Zusammenhang mit den Stabilitätskriterien der Europäischen Währungsunion 
gewannen die Finanzierungsfragen zusätzlich an Brisanz. Eine Quelle für ständige 
Streitigkeiten zwischen den verschiedenen Autonomen Gemeinschaften stellt über­
dies der Interterritoriale Ausgleichsfonds dar.
Zweitens: Um ihre privilegierte Position zu behalten, stießen Katalonien und das 
Baskenland in Kompetenzbereiche vor, die ausdrücklich dem Zentralstaat Vorbehal­
ten sind, z.B. die Außenpolitik. So ernannte der damalige katalanische Präsident 
Jordi Pujol einen Kommissar für Außenbeziehungen; andere Autonome Gemein­
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schäften zogen mit Blick auf eine Vertretung im “Europa der Regionen” nach (Hey­
wood 1995: 162). Eine Welle von Novellierungen der bisherigen Autonomiestatute 
seit 2004 führte im Ganzen zu einer Erhöhung des Autonomieniveaus. Die kompli­
zierten Auseinandersetzungen um das neue katalanische Autonomiestatut endeten 
Mitte 2006 mit einer moderaten Neufassung desselben, die sich im spanischen Ver­
fassungsrahmen bewegt und gleichwohl die Autonomie der Region weiter stärkt. 
Die Abmilderung der ursprünglichen Version wurde dabei mit einem deutlichen 
Mangel an Enthusiasmus seitens der katalanischen Bevölkerung erkauft.
Bislang ist Spanien als “Staat der Autonomen Gemeinschaften” (Nohlen / Gonzá­
lez Encinar 1992) kein Bundesstaat. Zum einen lassen sich weiterhin unterschiedli­
che Autonomieniveaus für die verschiedenen Regionen unterscheiden; zum anderen 
besteht der Zentralstaat als selbständige Einheit und Widerpart der Autonomiebestre­
bungen fort. Der Fortgang der heftigen Reformdebatte signalisiert freilich, dass der 
dezentralisierte Staat seine endgültige Form noch nicht gefunden hat. Als Hebel der 
Reformdebatte fungiert dabei meist die Auseinandersetzung um die Finanzierung der 
Autonomen Gemeinschaften. Weitgehender Konsens besteht dahingehend, dass die 
Autonomen Gemeinschaften stärker in das decision-making auf gesamtstaatlicher 
Ebene einbezogen werden sollten (González Encinar 1992).
Der 2002 unter Führung der baskischen Nationalisten (PNV) erhobene Anspruch 
der baskischen Regionalregierung, die “Souveränität” des Baskenlandes seitens des 
Zentralstaats anzuerkennen, machte die anhaltende Brisanz der noch nicht abschlie­
ßend geklärten Fragen der politischen Dezentralisierung deutlich. Am 30. Dezember 
2004 verabschiedete das baskische Parlament den Plan des baskischen Regierungs­
chefs Juan José Ibarretxe, wonach das Baskenland sich als ein mit Spanien assozi­
ierter Freistaat konstitutieren soll, wobei auch Navarra sowie die in Frankreich lie­
genden Teile des Baskenlandes einzubeziehen seien. Über dieses Vorhaben soll im 
Oktober 2008 in einem Referendum im Baskenland abgestimmt werden. Die großen 
gesamtspanischen Parteien PSOE und PP lehnten dieses Projekt einhellig ab. Dem­
entsprechend scheiterte der Plan Ibarretxe im gesamtspanischen Parlament am 2. 
Februar 2005. Gleichwohl hielt die baskische Regierung an den Referendumsplänen 
fest, obwohl Verfassungsexperten wiederholt darauf hinwiesen, dass ein Selbstbe­
stimmungsrecht für die Basken durch die Verfassung nicht gedeckt sei. Die Mög­
lichkeit der Zentralregierung, mit Zustimmung der absoluten Mehrheit des Senats 
die Autonomie einer Region zu suspendieren, wenn die betreffende Autonome 
Gemeinschaft “den Verpflichtungen nicht nachkommt, welche ihr die Verfassung 
oder andere Gesetze auferlegen, oder wenn sie das allgemeine Interesse Spaniens 
schwerwiegend verletzt” (Art. 155 der Verfassung), ist nur als letzter Notbehelf zu
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verstehen, etwa um die Abspaltung eines Landesteils zu verhindern.4 Im letzten 
Endes nicht undenkbaren Fall einer Eskalation würde dies freilich ein beachtliches 
Druckmittel darstellen. Der Unterschied zur analogen Regelung in der Bundesrepu­
blik Deutschland (Art. 37 GG) ergibt sich dabei unter anderem daraus, dass die 
erforderliche Zustimmung des Bundesrats (aufgrund des spezifischen Charakters 
dieses Organs) eine höhere Hürde darstellt als die absolute Mehrheit des spanischen 
Senats.5
5. Fazit
Bislang konnte die junge spanische Demokratie ihre Bewährungsproben mit Bra­
vour meistern. Der schwierige Übergang nach dem Tod Francos wurde durch den 
Willen zur Konsensfindung bei allen relevanten politischen Akteuren rasch in ein 
ruhiges Fahrwasser gebracht. Grundlage hierfür war das nie explizit verkündete, 
gleichwohl wirkmächtige und die vormals verfeindeten politischen Lager einende 
Übereinkommen, die Vergangenheit ruhen zu lassen, keine offenen Rechnungen zu 
begleichen und die neue Demokratie auf die Grundlage einer gesellschaftlichen Ver­
söhnungsbereitschaft zu stellen. Der Umbau des spätfranquistischen Staates in einen 
demokratischen und sozialen Rechtsstaat gelang mit Umsicht und Konsequenz. 
Dabei wurde zunächst die Regimefrage zugunsten einer parlamentarischen Demo­
kratie entschieden, um dann sukzessive den Staatsapparat zu reformieren, vom 
Rechtssystem über die Beamtenschaft und den diplomatischen Dienst bis hin zur 
Polizei und zum Militär. Gewissermaßen nebenbei wurden damit auch historische 
Erbstücke modernisiert, etwa die Verwaltung bürgemäher gestaltet und tradierte 
Konfliktlinien wie die zwischen Monarchismus und Republikanismus oder Klerika­
lismus und Antiklerikalismus überwunden.
Die Funktionstüchtigkeit des parlamentarischen Regierungssystems mit alter­
nierenden Regierungsmehrheiten auf der Basis eines zur politischen Mitte hin orien­
tierten Parteiensystems, die Etablierung einer modernen Verfassungsgerichtsbar­
keit, die Rechtsbindung der Verwaltung und der Ausbau des Sozialstaates stellen 
Errungenschaften dar, welche selbst die optimistischsten Szenarien zum Zeitpunkt 
des Todes Francos übertreffen dürften.
Mit der Beteiligung Spaniens am Prozess der europäischen Einigung und dem 
Beitritt zur NATO wurde zudem ein Jahrhunderte währender nationaler Sonderweg 
beendet, der Spanien in eine Sackgasse geführt hatte. Als wichtiger Mitspieler hat
4  V g l. d e n  V e rfa s s u n g sk o m m e n ta r  v o n  A lz a g a  (1 9 7 8 : 88 9 ff.) .
5 V g l. h ie rz u  d en  B e itra g  v o n  A n d re a s  H ild e n b ra n d  S c h e id  in  d ie se m  B an d .
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sich Spanien mittlerweile fest in der EU etabliert, wozu in den 90er Jahren die vor­
bildliche Erfüllung der Maastricht-Kriterien und des Stabilitätspaktes zusätzlich 
beigetragen haben. Profitieren konnte das Land von der europäischen Regionalför­
derungspolitik. Nicht zuletzt deshalb genießt die europäische Integration in Spanien 
eine breitere Unterstützung als in einigen anderen EU-Mitgliedsländem.
Unter den fundamentalen Wandlungen (Demokratisierung, Europäisierung) 
bleibt die politische Dezentralisierung des Staates diejenige Aufgabe, die noch nicht 
abschließend gelöst ist. Mit dem Prinzip der weitgehenden regionalen Selbstdefini­
tion der eigenen Autonomie in Auseinandersetzung mit dem Zentralstaat schuf die 
Verfassung ein dynamisches Moment, das den Dezentralisierungsprozess offen hält. 
Dies trug zwar entscheidend dazu bei, die Konfliktivität der Regionenfrage zu redu­
zieren, Kompromissmöglichkeiten auszuloten und “Legitimität durch Verfahren“ 
(Luhmann) zu mehren. Der Gegensatz zwischen Zentralstaat und Regionen, der im 
Parteiensystem gespiegelt wird, dürfte aber weiterhin die virulenteste Konfliktlinie 
bleiben. Der Zentralismus erscheint dabei weitgehend überwunden, auch wenn es 
im Kompetenzenstreit zwischen der Madrider Zentrale und den Autonomen 
Gemeinschaften noch das eine oder andere Bremsmanöver seitens des Zentralstaa­
tes gibt. Das Bemühen um eine Erhaltung des spanischen Staates einerseits und das 
Streben nach immer größerer Autonomie einzelner Regionen andererseits aber 
schafft einen latenten Spannungszustand, der freilich durch die großen Erfolge der 
anderen Wandlungsprozesse überlagert wird. Somit erhält sich ein Element einer 
gewissen Instabilität im ansonsten durchgängig durch Stabilität, Konsens, Interes­
senausgleich und friedlichen Konfliktaustrag geprägten politischen System.
Betrachtet man den gesamten Zeitraum seit dem Tod Francos, so relativiert sich 
auch die jüngste Phase der politischen Entwicklung (seit 2004), in der die politische 
Auseinandersetzung im Ton von dem vorsichtigen Stil der ersten Jahre nach der Tran­
sition Abschied nahm und einer schärferen Konturierung des politischen Wettbe­
werbs wich. Die selbstbewusste sozialistische Minderheitsregierung unter Regie­
rungschef Rodríguez Zapatero unterscheidet sich in ihrem reformerischen Elan deut­
lich vom noch durch Vorsicht und Rücksichtnahme auf die konservativ-katholischen 
Traditionen geprägten Stil der ersten sozialistischen Regierung unter Felipe Gonzá­
lez. Eine ebenso selbstbewusste konservative Opposition scheut im Gegenzug nicht 
vor einer Standortbestimmung zurück, bei der sie ungenierter als bisher auf konser­
vative Traditionsbestände zurückgreift. Einschätzungen, die hierin bereits eine De­
stabilisierungstendenz der jungen spanischen Demokratie sehen, verkennen, dass es 
sich hierbei um eine kalkulierte Polarisierung handelt, die bislang an die Wettbe­
werbsstrategien in regionalen und nationalen Wahlen gekoppelt bleibt. Nachdem in 
den Wahlen 2008 den großen Parteien, insbesondere dem PP, die Grenzen dieser Stra­
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tegie aufgezeigt worden waren, mehrten sich die Anzeichen, dass sich die Ausein­
andersetzungen wieder mäßigen werden und sich die seit der Transition vorherr­
schende Konsensorientierung erneut durchsetzt. In der klareren Profilierung der bei­
den großen Parteien und dem somit offener aufgezeigten Gegensatz zwischen ihnen 
mag man sogar eine größere Selbstverständlichkeit demokratischen politischen 
Lebens und somit ein Stück Konsolidierung der Demokratie sehen. Im Ganzen stellt 
fraglos gerade die Kompromisskultur, die Mitteorientierung des politischen Wettbe­
werbs, das Bemühen um “gutes Regieren” im Sinne von good governance und um 
internationale Einbindung die Neuerungen im Akteursverhalten und in der Funk­
tionsweise der Institutionen dar, welche vor dem Hintergrund der spanischen 
Geschichte mehr als bemerkenswert sind und das Bild des heutigen Spanien in seiner 
Eigen- wie in der Fremdwahmehmung bestimmen.
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